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Gemeindetagspräsident will Kooperation mit dem Land

Bedarfsgerechter Ausbau von Bildung und Betreuung

Stuttgart.   Für einen bedarfsgerechten Ausbau des Bildungsangebots und der Kinderbetreuung will sich der neue Präsident des Gemeindetags Roger Kehle einsetzen. Dabei müssten auch die finanziellen Möglichkeiten der Kommunen und des Landes berücksichtigt werden. Flächendeckende Einheitslösungen durch Bundesgesetze, für die der Gesetzgeber zudem die Finanzverantwortung nicht übernehme, seien nicht sachgerecht und nicht bezahlbar.

„Bildung und Ausbildung muss die nächsten Jahre das beherrschende Thema der Politik sein,“ sagte Kehle. „Verschiebungen in der Altersstruktur unserer Bevölkerung und veränderte Familienstrukturen lassen uns keine andere Wahl: Bildung und Betreuung muss Priorität haben.“ Land und Kommunen müssten ihre Anstrengungen gut koordinieren. „In einer Zeit knapper Mittel müssen wir uns um höchste Effizienz bemühen,“ verlangte Kehle.

‚Wer bestellt, zahlt!’ soll für Bund und Land gelten

Kehle forderte zu mehr Abstimmung bei der Haushaltskonsolidierung auf. Es solle durchgängiges Prinzip der Politik werden, dass im Verhältnis der staatlichen Ebenen zueinander der Veranlasser von Kosten auch zahlt (Konnexitätsprinzip). Der Bund müsse darauf verzichten, die Gemeinden direkt mit Aufgaben zu belasten. Er erwarte die Unterstützung der Landesregierung für eine entsprechende Änderung des Grundgesetzes.

Durch eine Änderung der Landesverfassung müsse das Land für die Finanzierung aller neuen Aufgaben einstehen, nicht nur wenn diese den Gemeinden durch Gesetz übertragen werden. Nach österreichischem Muster wollen die Gemeinden für vom Land übertragene Aufgaben nur noch aufkommen, wenn es zuvor eine Einigung über die Kosten gegeben hat. „Österreich

hat keine Probleme mit dem Haushaltsausgleich und mit den Euro-Stabilitätskriterien,“ sagte Kehle. „Das ist auch darauf zurückzuführen, dass gründlicher über Kostenfolgen neuer Gesetze nachgedacht wird. Ich wünsche mir das für unser Land auch.“

Absprachen statt ‚Raubzügen’

Zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte aller Ebenen schlägt Kehle mittelfristige Vereinbarungen vor. Diese gäben den Gemeinden Planungssicherheit, die sie dringend bräuchten. „Jährliche Raubzüge durch die Kommunalfinanzen ruinieren die Gemeinden und können den Landeshaushalt auf Dauer nicht in Ordnung bringen. Ich will mit Ministerpräsident Oettinger darüber reden, wie wir für beide Seiten zu einer vernünftigeren Lösung kommen,“ kündigte Kehle an.
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